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Positionen der nordhessischen SPD in für die Arbeitnehmer zentralen Fragen








Liebe Kolleginnen,


liebe Kollegen,





der CDU-Parteitag in der vergangenen Woche hat gezeigt, wohin Konservative die Politik der nächsten Jahre lenken wollen. Nicht nur diese Beschlüsse machen deutlich, dass wir einen solidarischen und sozial gerechten Kurs nur gemeinsam mit Sozialdemokraten und Gewerkschaften bestimmen können.


Auch in der nordhessischen SPD ist klar, dass es bei einigen einzelnen Vorhaben Vermittlungsprobleme gegeben hat, die durch unsere im Bezirk bereits früh gefassten Grundsatzbeschlüsse jedoch hätten vermieden werden können.


Wir wollen deshalb mit diesem Brief Euch noch einmal deutlich machen, dass wir in den wesentlichen Punkten nahe beisammen liegen.





Auf unserem Bundesparteitag in Bochum hat der Leitantrag „Unser Weg in die Zukunft“ zur Sozial- und Wirtschaftpolitik die Position der SPD für die kommenden Jahre festgelegt.





Wir Sozialdemokraten haben dabei ein eindeutiges Bekenntnis zur Tarifautonomie abgelegt. Abweichungen vom Flächentarifvertrag in einzelnen Betrieben sollen auch künftig der Zustimmung der Gewerkschaften bedürfen.





In der Steuerpolitik soll die Erbschaftsteuer für große Vermögen erhöht werden. Dabei soll mit hohen Freibeträgen sichergestellt werden, dass nur große Vermögen belastet werden. Für Firmenübernahmen wird eine mittelstandsfreundliche Regelung angestrebt, damit hier keine Arbeitsplätze gefährdet werden.





Um dem unwürdigen Ringen um Ausbildungsplätze ein Ende zu bereiten, beschloss der Parteitag die Einführung der Ausbildungsumlage. Im Februar 2004 wird die SPD-Bundestagsfraktion einen Gesetzentwurf auf den Weg bringen, so dass nicht ausbildende Unternehmen ab Herbst 2004 eine entsprechende Abgabe zahlen müssen. Über viele Jahre hat der SPD-Bezirk Hessen-Nord diese Forderung beharrlich immer wieder in die Diskussion gebracht und damit zu einer Aufweichung der ehemals breiten Ablehnung beigetragen.





Das Kernelement der Beschlüsse zur Sozialpolitik ist die schrittweise Einführung der solidarischen Bürgerversicherung, die alle Bürger in das Krankenversicherungssystem einbezieht. In die Berechnung der Krankenkassenbeiträge sollen künftig auch lohnunabhängige Einkommen (aus Kapitalerträgen, Vermietung und Verpachtung) einbezogen werden.





Das Modell der solidarischen Bürgerversicherung wurde maßgeblich von der nordhessischen SPD entwickelt und in den Bundesparteitag eingebracht. Auch in den anderen oben aufgeführten Punkten haben wir nordhessischen Sozialdemokraten uns im Vorfeld des Bochumer Parteitags deutlich positioniert und wesentliche Änderungen in den Leitantrag eingebracht, für diese geworben und gestritten.


Ein Ergebnis unseres Engagements sind die dargestellten Beschlüsse. Sie verdeutlichen unser Bestreben, die Lasten der Staatsaufgaben auf mehr Schultern zu verteilen, nicht einseitig den Arbeitnehmern aufzubürden und breiteren Schultern auch ein Mehr an Lasten zuzumuten.





Wir hoffen, dass durch die Darlegung unserer Beschlüsse und Positionen klar geworden ist, dass die nordhessischen Sozialdemokraten, was das Eintreten für Arbeitnehmerrechte und soziale Gerechtigkeit angeht, mit Euch auf der selben Seite stehen. Wir würden uns freuen, wenn dies auch in den öffentlichen Debatten noch deutlicher zum Ausdruck gebracht würde.





Die oben genannten Beschlüsse müssen jetzt im konkreten Handeln mit Leben gefüllt werden. Dazu laden wir Euch zu einem engen Dialog ein.





In der Hoffnung auf eine anregende und solidarische Diskussion für Arbeitnehmerrechte und den Erhalt des Sozialstaates verbleiben wir








mit solidarischen Grüßen
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Manfred Schaub


Bezirksvorsitzender


